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Beschlussantrag 
 
Der Gemeinderat der Landeshauptstadt Stuttgart beschließt aufgrund von § 172 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 2 Baugesetzbuch (BauGB) und § 4 Abs. 1 Gemeindeordnung (GemO) in der 
derzeit jeweils gültigen Fassung folgende Satzung zur Erhaltung der Zusammensetzung 
der Wohnbevölkerung für das Gebiet „Milieuschutzsatzung 04 -Heslacher Tal-“ im Stadt-
bezirk Stuttgart-Süd:  
 
 

§ 1 
Geltungsbereich 

 
Der Geltungsbereich der Satzung zur Erhaltung der Zusammensetzung der Wohnbevöl-
kerung gemäß § 172 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 Baugesetzbuch (BauGB) „Milieuschutzsatzung 
04 -Heslacher Tal-” im Stadtbezirk Stuttgart-Süd wird im Wesentlichen wie folgt abge-
grenzt: 
 
Im Norden von der Böblinger Straße, im Osten von der Adler-, Böheim-, Eier-, Dornhal-
den- und Karl-Kloß-Straße – inklusive der Wohnbebauung auf der Ostseite –, im Süden 
von der Kelterstraße und der Straße Im Lerchenrain – inklusive der Wohnbebauung auf 
der Südseite – und im Westen von der Müllerstraße bzw. der Möhringer Straße.  
 
Maßgebend für den Geltungsbereich dieser Satzung ist der Lageplan des Amts für Stadt-
planung und Wohnen vom 16. Oktober 2020. 
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§ 2 
Erhaltungsziele 

 
Im Geltungsbereich dieser Satzung soll die Zusammensetzung der Wohnbevölkerung 
erhalten werden (§ 172 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 BauGB). 
 
 

§ 3 
Genehmigungspflichten 

 
Im Geltungsbereich dieser Satzung bedürfen der Rückbau, die Änderung oder die Nut-
zungsänderung baulicher Anlagen der Genehmigung (§ 172 Abs. 1 Satz 1 BauGB). 
 
Die Begründung von Wohnungs- und Teileigentum an Gebäuden, die ganz oder teilweise 
zu Wohnzwecken bestimmt sind, bedarf der Genehmigung (§ 172 Abs. 1 Satz 4 BauGB i. 
V. m. der Umwandlungsverordnung (UmwandVO) des Landes Baden-Württemberg vom 
5. November 2013). 
 
 

§ 4 
Inkrafttreten 

 
Die Satzung tritt am Tag ihrer öffentlichen Bekanntmachung in Kraft. 
 
 
 
Verfahrenshinweise: 
 
 
1. Genehmigungsverfahren 
 
1.1. Es ist ein Antrag auf Genehmigung zu stellen. 

 
1.2. Für Vorhaben, die keiner baurechtlichen Genehmigung bedürfen, ist der Antrag beim 

Amt für Stadtplanung und Wohnen, Abteilung Wohnen, einzureichen. Dort wird auch 
über die Genehmigungsfähigkeit entschieden. 
 

1.3. Für Vorhaben, die auch baurechtlich genehmigungspflichtig sind, ist ein Bauantrag 
beim Baurechtsamt einzureichen. Über die Genehmigungsfähigkeit des Bauantrags 
entschiedet das Baurechtsamt im Einvernehmen mit dem Amt für Stadtplanung und 
Wohnen. 
 

1.4. Anträge zur Begründung von Wohnungs- und Teileigentum an Gebäuden, die ganz 
oder teilweise zu Wohnzwecken bestimmt sind, sind ebenfalls beim Baurechtsamt 
einzureichen. Auch diese Anträge werden durch das Baurechtsamt im Einvernehmen 
mit dem Amt für Stadtplanung und Wohnen beschieden. 
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2. Ordnungswidrigkeiten 
 
2.1  Gemäß § 213 Abs. 1 Nr. 4 BauGB handelt ordnungswidrig, wer innerhalb des Gel-

tungsbereichs der „Milieuschutzsatzung 04 -Heslacher Tal-” im Stadtbezirk Stutt-
gart-Süd eine bauliche Anlage rückbaut oder ändert, ohne die Genehmigung nach 
§ 3 dieser Satzung eingeholt zu haben. 

 
2.2  Die Ordnungswidrigkeit kann nach § 213 Abs. 3 BauGB mit einer Geldbuße bis zu 

dreißigtausend Euro geahndet werden. 
 
 
3. Ausnahmen 
 
§ 3 dieser Satzung ist nicht auf Grundstücke anzuwenden, die den in § 26 Nr. 2 lit. a) 
BauGB bezeichneten Zwecken öffentlichen Bedarfsträgern dienen, und nicht auf die in  
§ 26 Nr. 2 lit. b) BauGB bezeichneten Grundstücke von Kirchen und Religionsgemein-
schaften des öffentlichen Rechts. Das Amt für Stadtplanung und Wohnen unterrichtet die 
Bedarfsträger der von der „Milieuschutzsatzung 04 -Heslacher Tal-” im Stadtbezirk Stutt-
gart-Süd betroffenen Grundstücke. Beabsichtigt ein Bedarfsträger dieser Grundstücke ein 
Vorhaben im Sinne des § 3 dieser Satzung, hat er dies der Landeshauptstadt Stuttgart 
anzuzeigen.  
 
 
 

Kurzfassung der Begründung

§ 172 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 Baugesetzbuch (BauGB) eröffnet Kommunen die Möglichkeit, 
zur Erhaltung der Zusammensetzung der Wohnbevölkerung aus städtebaulichen Grün-
den, Soziale Erhaltungssatzungen zu beschließen. In Gebieten mit einer Satzung ste-
hen der Rückbau, die Änderung und Nutzungsänderung baulicher Anlagen genauso 
unter Genehmigungsvorbehalt wie die Begründung von Wohnungs- und Teileigentum. 
Zur Verhinderung spekulativer Grundstücksverkäufe und zur Sicherung der Ziele der 
Sozialen Erhaltungssatzung kann im Geltungsbereich einer Sozialen Erhaltungssat-
zung zudem ein allgemeines Vorkaufsrecht (§ 24 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 BauGB) ausgeübt 
werden. 
 
Für das im Aufstellungsbeschluss abgegrenzte Gebiet „Milieuschutzsatzung 04  
-Heslacher Tal-“ wurden vertiefende Voruntersuchungen durchgeführt. Das Gutachter-
büro kommt zu dem Ergebnis, dass die Voraussetzungen für die Festsetzung einer Er-
haltungssatzung im Untersuchungsgebiet „04 -Heslacher Tal-“ vorliegen. Das soziale 
Erhaltungsgebiet ist deckungsgleich mit dem Untersuchungsgebiet aus dem Aufstel-
lungsbeschluss.  
 
Die im Gebiet vorliegenden Voraussetzungen für die Festsetzung einer Erhaltungssat-
zung sind: hohes Aufwertungspotenziale, starker Aufwertungsdruck, haushalts- und 
zielgruppenspezifisches Verdrängungspotenzial sowie aus der Veränderung der Zu-
sammensetzung der Bevölkerung zu befürchtende negative städtebauliche Folgewir-
kungen. Es besteht daher ein Steuerungserfordernis hinsichtlich der Erhaltung des 
Wohnraumangebotes, der Durchführung energetischer Sanierungsmaßnahmen, die 
über die Mindestanforderungen der EnEV hinausgehen, der Regulierung von Moderni-
sierungsmaßnahmen sowie hinsichtlich der Umwandlung von Miet- in Eigentumswoh-
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Anlage 1 zu GRDrs 832/2020 
 
Ausführliche Begründung 
 
Das Instrument Soziale Erhaltungssatzung gemäß § 172 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 Bauge-
setzbuch (BauGB) 
 
§ 172 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 Baugesetzbuch (BauGB) eröffnet Kommunen die Möglichkeit, 
zur Erhaltung der Zusammensetzung der Wohnbevölkerung aus städtebaulichen Grün-
den, Soziale Erhaltungssatzungen zu beschließen. Dabei müssen bei der Beurteilung 
einer sog. Milieuschutzsatzung zwei Tatbestände überprüft werden: Zum einen die 
Schutzwürdigkeit der gegenwärtig bestehenden Bevölkerungszusammensetzung und 
zum anderen das Vorhandensein der städtebaulichen Gründe.  
 
In solchen per Satzung festgelegten Gebieten können Aufwertungsprozesse sozial ver-
träglicher und behutsamer gesteuert werden, um so die Wohnbevölkerung vor Verdrän-
gungsprozessen zu schützen. Grundsätzlich sind Mietpreissteigerungen in Gebieten mit 
einer Sozialen Erhaltungssatzung zwar weiterhin möglich, das städtebauliche Instrument 
dient daher nicht dem individuellen Mieterschutz. In Gebieten mit einer Satzung stehen 
aber Rückbau, Änderungen und Nutzungsänderung baulicher Anlagen unter einem Ge-
nehmigungsvorbehalt durch die Stadt. Dazu gehören auch Maßnahmen, die nach der 
Landesbauordnung genehmigungsfrei wären.  
 
Ebenso unter Genehmigungsvorbehalt steht die Begründung von Wohnungs- oder Teilei-
gentum. Die Landesregierung von Baden-Württemberg hat auf der Grundlage der Er-
mächtigung in § 172 Abs. 1 Satz 4 BauGB die Verordnung über eine Umwandlungsge-
nehmigung in Gebieten zur Erhaltung der Zusammensetzung der Wohnbevölkerung 
(Umwandlungsverordnung – UmwandVO) vom 05. November 2013, zuletzt geändert 
durch ÄndVO vom 13.11.2018 (GBl. S. 433), beschlossen. Die Verordnung tritt mit Ablauf 
des 18.11.2023 außer Kraft. Wird diese Verordnung dann vom Land Baden-Württemberg 
nicht erneut verlängert, kann dieser wichtige Baustein in Sozialen Erhaltungsgebieten 
nicht mehr wirken. 
 
Zur Verhinderung spekulativer Grundstücksverkäufe und zur Sicherung der Ziele der So-
zialen Erhaltungssatzung kann im Geltungsbereich einer Sozialen Erhaltungssatzung zu-
dem ein allgemeines Vorkaufsrecht (§ 24 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 BauGB) ausgeübt werden. 
 
 
Voruntersuchungen 
 
Am 29.01.2019 hat der Gemeinderat einen Aufstellungsbeschluss für eine Satzung zur 
Erhaltung der Zusammensetzung der Wohnbevölkerung gemäß § 172 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 
BauGB gefasst und die Verwaltung mit der Durchführung von vorbereitenden Untersu-
chungen beauftragt. Im Anschluss an diesen Beschluss wurde ein externes Planungsbüro 
mit der vertieften Voruntersuchung zur Prüfung des Einsatzes einer sozialen Erhaltungs-
satzung beauftragt. Die LPG Landesweite Planungsgesellschaft mbH aus Berlin hat die 
Voruntersuchung durchgeführt.  
 
Die Gemeinde hat konkret zu bestimmen, wie sich die Wohnbevölkerung im Gebiet zu-
sammensetzt, die sie vor unerwünschten Änderungen schützen will. Die unerwünschte 
Veränderung in der Zusammensetzung der Wohnbevölkerung muss negative städtebauli-
che Folgen befürchten lassen. Im Rahmen der Voruntersuchung zur Prüfung des Einsat-
zes einer Sozialen Erhaltungssatzung gemäß § 172 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 BauGB für das 
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Gebiet „04 -Heslacher Tal-“ wurde dieser Nachweis erbracht (siehe Anlage 3). Das Gut-
achterbüro kommt zu dem Ergebnis, dass im gesamten im Aufstellungsbeschluss abge-
grenzten Untersuchungsgebiet die Voraussetzungen für die Festsetzung einer Erhal-
tungssatzung vorliegen.  
 
 
Vorgehen und Ergebnisse 
 
Die Erhebungsmethodik der Voruntersuchung basiert auf einer Analyse sekundär-
statistischen Datenmaterials sowie auf Primärerhebungen. Es wurden verschiedene Se-
kundärstatistiken des Statistischen Amts, des Baurechtsamts, des Stadtmessungsamts 
und des Sozialamts sowie weitere fachbezogene Daten, z.B. des Jugend- und des Schul-
verwaltungsamts, verwendet. Diese Daten wurden mit den Daten der Haushaltsbefragung 
und der Ortsbildanalyse abgeglichen und weiter qualifiziert.  
 
Die Anwendungsvoraussetzungen für das soziale Erhaltungsrecht gemäß §172 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 2 BauGB sind im gesamten Untersuchungsgebiet Heslacher Tal gegeben. Im 
Ergebnis der Voruntersuchung wird deshalb die Festsetzung eines sozialen Erhaltungs-
gebiets für das gesamte Untersuchungsgebiet empfohlen. 
 
Insgesamt ergaben die Voruntersuchungen für die drei Analyseebenen „Aufwertungspo-
tenzial“, „Aufwertungsdruck“ und „Verdrängungsgefahr“ im gesamten Untersuchungsge-
biet des Aufstellungsbeschlusses zu befürchtende negative städtebauliche Folgen (siehe 
Anlage 3).  
 
Im Einzelnen stellen sich die Analyseebenen wie folgt dar: 
 
a) Aufwertungspotenzial 

Es wurden vielfältige bauliche Aufwertungspotenziale festgestellt im Hinblick auf  
- die nachholende Sanierung 
- die energetische Modernisierung und Instandsetzung sowie,  
- den Ein- oder Anbau zusätzlicher, den Wohnwert erhöhender Merkmale. 
 
Daneben besteht noch ein Potenzial 
- für die Umwandlung von Miet- in Eigentumswohnungen (Potenzial zur Umwand-

lung noch für rund 53 % des Wohnungsbestands gegeben) sowie 
- für die Zusammenlegung von Wohnungen. 
 

b) Aufwertungsdruck 
Es ist ein hoher wohnungswirtschaftlicher und baulicher Aufwertungsdruck vorhanden. 
Dieser ergibt sich besonders   
- aus der starken Dynamik des Miet- und Kaufpreisniveaus sowie, 
- aus der Vielfalt und der steigenden Anzahl baulicher Maßnahmen, die den Wohn-

gebäudebestand im Untersuchungsgebiet aufwerten.  
-  aus möglichen Entwicklungsimpulsen durch umliegende Neubautätigkeit.  
 
Die hohe Anzahl an Nutzungsänderungen von Gewerbe in Wohnen belegt die Nach-
frage nach Wohnraum  
 

Die Eigentumsbildung schreitet im Gebiet weiter voran indem Miet- in Eigentumswohnun-
gen umgewandelt werden. Dies wird begünstigt durch 

- steigenden Kaufpreise für Eigentumswohnungen und Wohnimmobilien sowie 
- die hohen Gewinnmargen, die durch kurzfristige Wiederverkäufe möglich sind.  
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c) Verdrängungsgefahr 
- Es wird ein haushaltsspezifisch ausgeprägtes Verdrängungspotenzial nachgewie-

sen und zwar insbesondere aufgrund  
- der Einkommenssituation, 
- der bereits hohen Warmmietbelastung der Wohnbevölkerung und 
- des bedarfsgewichteten Äquivalenzeinkommens. 

 
45 % der Haushalte sind in den letzten fünf Jahren in das Gebiet gezogen. Es ist durch 
hohe Fluktuation gekennzeichnet und könnte daher als „Ankommensquartier“ bezeichnet 
werden. Im zeitlichen Verlauf sind bereits Veränderungen in der Zusammensetzung der 
Wohnbevölkerung festzustellen, die im Zusammenhang mit den wohnungswirtschaftli-
chen Rahmenbedingungen stehen.  
 
Es besteht ein dichtes Netz an sozialer Infrastruktur, öffentliche Förderung wird in be-
darfsgerechte Versorgung durch Infrastruktur investiert (z.B. Jugendhaus / Stadtbiblio-
thek). Es konnte eine hohe Nutzungsintensität der zielgruppenspezifischen Angebote und 
Einrichtungen nachgewiesen werden. 

 
Im gesamtstädtischen Vergleich zeigt sich ein leicht erhöhtes Äquivalenzeinkommen und 
eine Armutsgefährdungsquote von 16 %; davon sind verschiedene Haushaltsformen und 
Haushaltstypen betroffen. Durch die Berechnung des Äquivalenzeinkommens wird das 
monatliche Netto-Haushaltseinkommen unter Berücksichtigung unterschiedlicher Haus-
haltsgrößen und -formen vergleichbar. Hierfür wird das verfügbare monatliche Netto-
Haushaltseinkommen in Abhängigkeit von Anzahl und Alter der Haushaltsmitglieder ge-
wichtet. Rund ein Viertel der Haushalte verfügen über ein monatliches Netto-
Haushaltseinkommen von unter 2.000 Euro. 40 % der Haushalte haben eine hohe 
Warmmietbelastung von mindestens 30 %, weitere 17 % sind bereits nah an dieser 
Schwelle. Davon besonders betroffen sind junge Erwachsene, ältere Alleinlebende, Al-
leinerziehende und Paare mit minderjährigen Kindern sowie Haushalte mit geringen und 
mittleren Einkommen. 
 
d) Negative städtebauliche Folgen 

Aus der Veränderung der Zusammensetzung der Bevölkerung können negative städ-
tebaulichen Folgewirkungen resultieren wie 
- der Verlust von Mietwohnraum, 
- der Verlust von bedarfsgerecht nachgefragter Infrastruktur, 
- der Verlust der sozialen Mischung im Gebiet und 
- die Verschärfung von Verkehrs- und Stellplatzproblemen.  

 
Insgesamt werden durch die LPG die negativen städtebaulichen Auswirkungen einer Ver-
änderung der Zusammensetzung der Wohnbevölkerung auf den Umfang und die be-
darfsgerechte Ausstattung der Wohnungen, auf den städtebaulichen Charakter, die Infra-
strukturauslastung sowie sozialräumliche Gebietsstrukturen als erheblich eingeschätzt.  
 
 
Erhaltungsziele 
 
Aus der im Untersuchungsgebiet vorhandenen baulichen und soziodemographischen 
Struktur leiten sich in Kombination mit den zu erwartenden negativen städtebaulichen 
Auswirkungen die Ziele für die Erhaltung der Zusammensetzung der Wohnbevölkerung 
ab: 
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- Sozial verträgliche Umsetzung von Modernisierungsvorhaben im Rahmen der bau-
ordnungsrechtlichen und energetischen Mindestanforderungen sowie unter Wahrung 
der Anforderungen an die Herstellung des gebietstypischen Ausstattungszustands. 
Information und Beratung der Bewohnerinnen und Bewohner sowie der Eigentüme-
rinnen und Eigentümer ist dafür notwendig. 

 
- Erhaltung der gegenwärtigen Struktur des Wohnraumangebots, um vielfältige Wohn-

formen für verschiedene Haushalts- und Einkommenstypen zu sichern und die be-
darfsgerechte Versorgung der Quartiersbevölkerung durch Versagung von Woh-
nungsteilungen und -zusammenlegungen sowie Grundrissänderungen zu gewährleis-
ten. Dazu gehört auch die Erhaltung der städtebaulichen Strukturen durch Untersa-
gung des Rückbaus von Wohngebäuden. 

 
- Erhaltung einer auf die Bedarfe der Bewohnerinnen und Bewohner abgestimmten so-

zialen Infrastruktur im Stadtteil und der Umgebung. 
 
- Erhaltung des Mietwohnungsangebots: Dies kann entweder durch eine Reglementie-

rung von Umwandlungen von Miet- in Eigentumswohnungen oder durch Vorschriften 
zur Verhinderung von Zweckentfremdung von Wohnraum erfolgen. Zusätzlich 
könnte durch eine Versagung von Umwandlungen auch der Ausstattungsstandard der 
Wohnungen beeinflusst werden, da der Ausstattungszustand in Eigentumswohnun-
gen in der Regel höher ist, als der Gebietsdurchschnitt bzw. der von Mietwohnungen. 

 
Im empfohlenen sozialen Erhaltungsgebiet werden daher Maßnahmen vorgeschlagen, 
um Veränderungsprozesse soweit zu begrenzen, dass ihre Auswirkungen gesteuert wer-
den können. Die soziale Erhaltungssatzung ist das geeignete städtebauliche Instrument 
dafür, dass die Dynamik gedämpft und ein aus stadtplanerischer Sicht adäquater behut-
samer und allmählicher Wandel ermöglicht wird. Bauliche Maßnahmen, die in Art und 
Umfang auf die Bevölkerung zugeschnitten sind, bleiben weiterhin zulässig. 
 
 
Genehmigungsverfahren 
 
Die Frage, ob ein bestimmtes Vorhaben gegen die Erhaltungsziele verstößt, entscheidet 
sich erst im Einzelfall bei der Entscheidung über den Antrag auf Erteilung der erhaltungs-
rechtlichen Genehmigung. Entscheidend sind vor allem die Auswirkungen auf die Struktur 
des Wohnungsbestands (zum Beispiel Größe der Wohnungen, Anzahl der Räume, 
Grundrissgestaltungen), die Ausstattung des vorhandenen Wohnraums, die Miethöhe und 
die aus dem Vorhaben abgeleitete mögliche Vorbildwirkung.  
 
Geht die Änderung der baulichen Anlage über die Anpassung an die baulichen oder anla-
gentechnischen Mindestanforderungen der Energieeinsparverordnung nach § 172 Ab. 4 
Nr. 1a) BauGB hinaus, so ist dies nur unter der Auflage genehmigungsfähig, dass das 
kommunale Energiesparprogramm nach den jeweils geltenden Richtlinien in Anspruch 
genommen wird. Hierzu ist es erforderlich, dass die zuständige Abteilung Wohnen beim 
Amt für Stadtplanung und Wohnen einen entsprechenden Bewilligungsbescheid für das 
Förderobjekt erlassen hat und in der jeweils geltenden Richtlinie die dort verankerten Auf-
lagen hinsichtlich der mieterfreundlichen Sozialkomponente greifen. 
 
 





VORUNTERSUCHUNG ZUR PRÜFUNG DES EINSATZES EINER SOZIALEN  

ERHALTUNGSSATZUNG GEMÄß § 172 ABSATZ 1 SATZ 1 NUMMER 2  

BAUGESETZBUCH (BAUGB) ZUR ERHALTUNG DER ZUSAMMENSETZUNG
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1. Anlass und Methodik 

Mit der Voruntersuchung wurde geprüft, ob im Untersuchungsgebiet Heslacher Tal ein Handlungserfor-

dernis im Sinne des sozialen Erhaltungsrechts gemäß § 172 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 BauGB besteht 

und ob die rechtlichen Voraussetzungen für den Erlass einer sozialen Erhaltungssatzung vorhanden sind. 

Dafür wurden das bauliche Aufwertungspotenzial, der wohnungswirtschaftliche Aufwertungsdruck und 

das soziale Verdrängungspotenzial ermittelt. Neben der Analyse sekundärstatistischen Datenmaterials 

wurden eine gebäudescharfe Ortsbildanalyse und eine Haushaltsbefragung durchgeführt, um ergän-

zende Informationen zur Ausstattung der Wohnungen, der Miethöhe und Einkommensverhältnissen sowie 

der Gebietsbindung der Bevölkerung ermitteln zu können. Die Erhebungsmethodik zur Durchführung der 

Voruntersuchung basiert somit auf einer Analyse sekundärstatistischen Datenmaterials und Primärerhe-

bungen entsprechend der Abbildung 1.  

Abbildung 1: Erhebungsmethoden und Analyseschema 

 
Quelle: LPG mbH, eigene Darstellung 

Die Langfassung des Gutachtens "Voruntersuchung zur Prüfung des Einsatzes einer sozialen Erhal-

tungssatzung gemäß § 172 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 Baugesetzbuch zur Erhaltung der Zusam-

mensetzung der Wohnbevölkerung im Untersuchungsgebiet Heslacher Tal" bestätigt, dass die An-

wendungsvoraussetzungen für den Erlass einer sozialen Erhaltungssatzung im Untersuchungsge-

biet Heslacher Tal vorliegen und dass die Festsetzung des gesamten Untersuchungsgebiets als 

soziales Erhaltungsgebiet empfohlen wird. 



Voruntersuchung zum Erlass einer sozialen Erhaltungssatzung: Heslacher Tal (Kurzfassung) 

  September 2020 
4 

2. Das Untersuchungsgebiet 

Das Untersuchungsgebiet Heslacher Tal (vgl. Abbildung 2) befindet sich im Stadtbezirk Süd und wurde 

am 31.12.2019 von 8.643 Einwohnerinnen und Einwohner bewohnt. Das Gebiet ist durch eine Kessel- 

und Halbhöhenlagen gekennzeichnet. Begrenzt wird das Untersuchungsgebiet im Norden durch die 

Böblinger Straße. Im Osten begrenzen die Adlerstraße bzw. südöstlich die Böheim-, Eier- und die Karl-

Kloß-Straße – inklusive der Wohnbebauung auf der Ostseite – das Gebiet. Die südliche Grenze ver-

läuft hinter der Wohnbebauung der Kelterstraße und Im Lerchenrain. Westlich bilden die Müllerstraße 

bzw. die Möhringer Straße die Gebietsgrenze. 

Abbildung 2: Untersuchungsgebiet Heslacher Tal 

 
Quelle:  Landeshauptstadt Stuttgart, Amt für Stadtplanung und Wohnen 

Der Erwin-Schoettle-Platz und der Bihlplatz sind zwei zentrale Orte im öffentlichen Raum. Am Erwin-

Schoettle-Platz ist die Ausrichtung der Straßen und der Wohnbebauung auf die Matthäuskirche gut 

erkennbar. Nördlich an das Untersuchungsgebiet angrenzend befinden sich an der Böblinger Straße 

das Statistische Landesamt und ein Standort der Universität Stuttgart, das Generationenhaus Heslach 

und das neue Jugendhaus Süd sowie weiter westlich das Areal der Stuttgarter Hofbräu. In der Böblin-

ger Straße verkehrt die Stadtbahn mit den Linien U1, U9 und U34. Das ehemalige Verwaltungsgebäu-

de der Stuttgarter Hofbräu wird im Jahr 2020 abgerissen und auf dem Gelände wird ein Discounter 

mit Wohnpark entstehen. Die beiden Grundschulbezirke der Wilhelm-Hauff-Schule und der Lerchenrain-

schule umfassen das gesamte Untersuchungsgebiet.  

Auf der Südseite der Böheimstraße befindet das Marien-Hospital, das eine über den Stadtteil hinaus-

gehende Funktion hat. Südöstlich grenzt das so genannte Eiernest – eine Kleinsiedlerstätte mit ein- bis 

zweigeschossigen Gebäuden aus den 1920er Jahren mit rund 60 qm Wohnfläche, die vor allem für 
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Selbstversorger gebaut wurde, an das Untersuchungsgebiet. Die Gebäude befinden sich im Eigentum 

des kommunalen Wohnungsunternehmens SWSG und werden an Familien mit Kindern, die möglichst die 

jetzigen Mieterinnen und Mieter der Häuser sind, sukzessive verkauft. In der Halbhöhenlage grenzt 

südlich an die Wohnbebauung des Untersuchungsgebiets eine Kleingartenanlage an. Diese nimmt eine 

wichtige Funktion zur Versorgung der Gebietsbevölkerung mit Grünflächen ein, da der Kessel dicht 

bebaut und der Anteil an wohnungsnahen Grün- und Freiflächen gering ist.  

Das Untersuchungsgebiet Heslacher Tal ist überwiegend durch gründerzeitliche Wohnbebauung mit 

zwei bis vier Geschossen geprägt. Entlang der Karl-Kloß-Straße befindet sich ein hoher Anteil an 

Wohnbebauung aus den 1920er und 1930er Jahren, dazu gehört auch das Ensemble zwischen Mat-

thäuskirche und Böheimstraße. Das Gebiet ist im Tal dicht und rasterartig bebaut. Stellenweise befinden 

sich Hinterhäuser auf den Grundstücken. Die Wohnbebauung ist in südlicher Richtung, den Hang hinauf, 

aufgelockerter. Die Straßen orientieren sich in diesem Bereich an der Topografie und sind nicht so ras-

terartig angelegt wie im Tal. In diesem Bereich ist eine offene Blockrandbebauung gebietstypisch. Der 

wohnungsnahe Grünanteil steigt in südlicher Richtung ebenfalls an. Im Untersuchungsgebiet befinden sich 

auch einige Wohngebäude, die nur über wenige Wohneinheiten verfügen und daher vermutlich nur als 

Ein- und Zweifamilienhäuser genutzt werden. Dies betrifft z. B. einige Häuser in der Unteren Straße, der 

Finken- und Hahnstraße und in Hanglage. Diese Gebäude sind in den jeweiligen Straßenraum bzw. die 

Stadtstruktur eingebettet und räumlich nicht isoliert. 

Stadtbildprägend war bis in die 1990er Jahre hinein das hohe Verkaufsaufkommen in der Möhringer 

Straße, die früher eine dreispurige Bundesstraße war. Dies hat für eine niedrige Wohnqualität gesorgt, 

was sich auch in der Bevölkerungsstruktur niederschlug. Nach dem Bau des Heslacher Tunnels ging das 

Verkehrsaufkommen deutlich zurück, die Möhringer Straße wurde zur Erschließungsstraße für die An-

wohnenden und Gewerbetreibenden. Heute ist vor allem in der Karl-Kloß-Straße in Richtung Süden zur 

Anschlussstelle des Heslacher Tunnels ein hohes Verkehrsaufkommen festzustellen. Durch den Bau des 

Heslacher Tunnels hat sich die Wohnqualität im Stadtteil erhöht und die baulichen Maßnahmen am Ge-

bäudebestand sind angestiegen. Im Jahr 2018 kam es in der Wilhelm-Raabe-Straße zu einer Hausbe-

setzung von zwei bereits länger leer stehenden Wohnungen durch zwei junge Familien. Die Wohnungen 

wurden nach rund vier Wochen zwangsgeräumt.1 

 

                                                 
1  Kontext - Wochenzeitung, Wir sind alle Wilhelm-Raabe-Straße 4, Internetquelle. 
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3. Zusammenfassende Bewertung und Empfehlung 

3.1 Begründung und Empfehlung für die Abgrenzung des Geltungsbereichs 

Die Voruntersuchung belegt, dass für das Untersuchungsgebiet Heslacher Tal die Voraussetzungen 

für den Erlass einer sozialen Erhaltungssatzung gemäß § 172 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 BauGB 

gegeben sind, da ein hohes Aufwertungspotenzial, ein starker Aufwertungsdruck und ein haus-

halts- und zielgruppenspezifisches Verdrängungspotenzial vorliegen sowie aus der Veränderung 

der Zusammensetzung der Bevölkerung negative städtebauliche Folgen zu befürchten sind. 

Im Untersuchungsgebiet Heslacher Tal bestehen vielfältige bauliche Aufwertungspotenziale, die so-

wohl die nachholende Sanierung, als auch die energetische Modernisierung und den Ein- oder Anbau 

zusätzlicher, den Wohnwert erhöhender Merkmale umfassen. Die Nutzung der vorhandenen Potenziale 

kann zu Veränderungen der Wohnungsstruktur und des Wohnwerts führen, wodurch Auswirkungen auf 

die Bewohnerinnen und Bewohner in den betroffenen Beständen entstehen. Die identifizierten baulichen 

Aufwertungspotenziale belegen, dass noch ein hohes Steuerungspotenzial für das soziale Erhaltungs-

recht im Untersuchungsgebiet besteht. Daneben besteht noch ein Potenzial für die Umwandlung von 

Miet- in Eigentumswohnungen sowie die Zusammenlegung von Wohnungen. 

Außerdem ist ein hoher wohnungswirtschaftlicher und baulicher Aufwertungsdruck im Untersu-

chungsgebiet vorhanden. Dieser ergibt sich besonders aus der starken Dynamik des Miet- und Kauf-

preisniveaus sowie aus der Vielfalt und der steigenden Anzahl baulicher Maßnahmen, die den Wohn-

gebäudebestand im Untersuchungsgebiet aufwerten. Die Eigentumsbildung schreitet im Gebiet weiter 

voran, indem Miet- in Eigentumswohnungen umgewandelt werden. Dies wird begünstigt durch steigende 

Kaufpreise für Eigentumswohnungen und Wohnimmobilien. Die Transaktionen von Grundstücken ver-

deutlichen, dass hohe Gewinnmargen durch kurzfristige Wiederverkäufe möglich sind. 

Das Untersuchungsgebiet Heslacher Tal ist gegenwärtig durch eine gemischte Bevölkerungsstruktur in 

Bezug auf Alter, Bildungsstand, Einkommen, Herkunft und Haushaltsform geprägt. Das Untersuchungs-

gebiet übernimmt zudem die Funktion eines „Ankommensquartiers“ für junge Erwachsene. Insbesondere 

aufgrund der Einkommenssituation, der bereits hohen Warmmietbelastung und des bedarfsgewichteten 

Äquivalenzeinkommens konnte ein haushaltsspezifisch ausgeprägtes Verdrängungspotenzial nach-

gewiesen werden. Im zeitlichen Verlauf sind bereits Veränderungen in der Zusammensetzung der 

Wohnbevölkerung festzustellen, die im Zusammenhang mit den wohnungswirtschaftlichen Rahmenbedin-

gungen stehen. Es konnte zudem eine hohe Nutzungsintensität zielgruppenspezifischer Angebote und 

Einrichtungen nachgewiesen werden.  

Aus dieser Veränderung der Zusammensetzung der Bevölkerung können negative städtebauliche Fol-

gewirkungen wie der Verlust der sozialen Mischung im Gebiet, der Verlust von bedarfsgerecht nach-

gefragter Infrastruktur, der Verlust von Mietwohnraum und die Verschärfung von Verkehrs- und Stell-

platzproblemen resultieren. Dies erfordert eine behutsame Steuerung der Weiterentwicklung des 

Wohngebiets. 
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Im Ergebnis der Voruntersuchung wird deshalb die Festsetzung eines sozialen Erhaltungsgebiets 

für das in der Abbildung 3 dargestellte Gebiet empfohlen.  

Abbildung 3: Abgrenzung des empfohlenen sozialen Erhaltungsgebiets  

 
Quelle: LPG mbH, eigene Darstellung 

Mit der empfohlenen Gebietskulisse wird der Rechtsprechung folgend, der wesentliche Anteil an Wohn-

bevölkerung erreicht, der die schützenswerte Bevölkerungszusammensetzung repräsentiert.2 Dabei geht 

es nicht um einen parzellenscharfen Nachweis, sondern um die räumliche Erfassung des Gebietscharak-

ters3, der in der vorliegenden Untersuchung anhand städtebaulicher Zusammenhänge und mit Erfüllung 

der Anwendungsvoraussetzungen begründet wird. Innerhalb dieser Gebietskulisse sind die aufgestellten 

Erhaltungsziele zu erreichen. 

3.2 Zusammenfassende Einschätzung der Analyseebenen für den empfohlenen Geltungsbe-

reich  

Die nachfolgenden Steckbriefe geben einen Überblick über die Einschätzungen der Analyseebenen und 

die möglichen Steuerungswirkungen des sozialen Erhaltungsrechts für das empfohlene soziale Erhal-

tungsgebiet. 

 

                                                 
2  OVG Lüneburg, 1 C 1.82, 27.04.1983. 
3  BVerwG, 4 C 9.96, 15.05.1997. 
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Tabelle 1: Zentrale Ergebnisse des Aufwertungspotenzials4 

Indikator Einschätzung 
Steuerungsmöglichkeiten des  

sozialen Erhaltungsrechts 

Gebäude- und 
Wohnungs-
struktur 

 Vielfältiger Wohnungsschlüssel für 
verschiedene Wohnformen und Haus-
haltsgrößen 

 75 % der Wohnungen sind bedarfs-
gerecht belegt 

 Wohnungsbestand überwiegend im 
Eigentum privatwirtschaftlicher Eigen-
tumsformen 

 38 % der Wohnungen bereits in 
Wohneigentum umgewandelt, Poten-
zial zur Umwandlung noch für rund 
53 % des Wohnungsbestands gege-
ben 

 Erhaltung der Struktur, des An-
gebots und der Eigentumsform 
des lokalen Mietwohnungs-
markts, durch Reglementierung 
von: 

 Wohnungszusammenlegungen  
oder -teilungen sowie grund-
rissverändernden Maßnah-
men,  

 Wohnungsabriss oder  

 Umwandlung in Wohn-
eigentum. 

Sanierungs- und 
Modernisierungs-
potenziale 

 Wohnungsbestand überwiegend 
durch gründerzeitliche Wohngebäu-
de geprägt 

 19 % der Fassaden in mäßigem Zu-
stand oder mit großen Schäden 

 83 % der Fassaden nicht gedämmt 

 Potenzial für Instandsetzung und 
energetische Modernisierung 

 Potenzial für Dachgeschossausbauten 
weitgehend genutzt und noch für 
rund 10 % der Wohngebäude vor-
handen 

 Sanierungs- oder Modernisie-
rungsmaßnahmen, die über die 
Mindestanforderungen der EnEV 
oder der Bauordnung hinausge-
hen, können versagt bzw. auf die 
Mindestanforderungen reduziert 
werden. 

 Ausbau von Dachgeschossen 
gemäß Bauordnung genehmi-
gungsfähig, die Schaffung von 
Maisonettewohnungen kann ver-
sagt werden. 

Ausstattungs-
zustand der  
Gebäude und 
Wohnungen 

 Potenzial für nachholende Sanierung 
vorhanden: 

 Umstellung auf eine zentrale 
Warmwasserversorgung (65 %) 

 Einbau einer Sammelheizung  
(20 %) 

 Austausch einfachverglaster  
Fenster (16 %) 

 Sanierung Bad bzw. Einbau zeit-
gemäßes Badezimmer (8 %) 

 Beseitigung von Wohnungsmän-
geln (58 %) 

 Potenzial für zusätzliche Ausstat-
tungsmerkmale: 

 Fußbodenheizung 

 Gäste-WC 

 getrennte Dusche und Badewanne 

 größerer Erstbalkon oder  
zusätzlicher Balkon 

 Aufzug 

 hochwertige Bodenbeläge 

 Einbauküchen 

 Gegensprechanlagen mit Kamera 

 Eine nachholende Sanierung zur 
Anpassung an den zeitgemäßen 
Ausstattungszustand ist genehmi-
gungsfähig, jedoch kann der  
Umfang der Maßnahme auf die 
Mindestanforderungen begrenzt 
und darüber hinausgehende, 
wohnwerterhöhende Maßnah-
men können gemäß der Geneh-
migungskriterien gesteuert wer-
den. 

Quelle: LPG mbH, eigene Zusammenstellung 

                                                 
4 Die Quadrate stellen die Ausprägung/Einstufung zentraler Kennwerte dar. Die Pfeile stellen die Potenziale und/oder 

Schlussfolgerungen dar. 
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Tabelle 2: Zentrale Ergebnisse des Aufwertungsdrucks5 

Indikator Einschätzung 
Steuerungsmöglichkeiten des  

sozialen Erhaltungsrechts 

Angebots- und 
Bestandmieten 

 starker Anstieg der Angebots- und Anstieg 
der Bestandsmieten 

 vor allem seit dem Zuzugsjahr 2015 star-
ker Anstieg der Netto-Kaltmiete/qm 

 Städtische Vergleichswerte bei den Be-
standsmieten werden bereits überschritten  

 Mietniveau in Wohnungen, die bis 2010 
bezogen wurden noch unter dem gesamt-
städtischen Durchschnitt 

 Steuerungswirkung nur indi-
rekt über die Regulierung 
von baulichen Maßnahmen 
und deren Umlage auf die 
Miete erreichbar. 

Bauanträge und 
Modernisie-
rungen 

 46 % der Haushalte waren in den letzten 
fünf Jahren von Mieterhöhungen betroffen 

 Insbesondere modernisierungsbedingte 
Mieterhöhungen führten zu einer Mieter-
höhung von mehr als 15 % 

 22 % der Haushalte waren von Moderni-
sierungen betroffen, insbesondere in den 
letzten fünf Jahren, bei 5 % wurde eine 
Modernisierung angekündigt 

 es erfolgten insbesondere energetische 
Modernisierungen, Instandsetzungen und 
Modernisierung von Badezimmern und 
Dächern  

 Bauanträge belegen rege Bautätigkeit 
und große Vielfalt wie Dachgeschossaus-
bau, Nutzungsänderung, Anbau Balkone, 
aber auch Abriss und Neubau 

 Entwicklungsimpulse durch umliegende 
Neubautätigkeit möglich  

 Indem der Umfang von Sa-
nierungen begrenzt werden 
kann, kann die Wirkung der 
Mietpreisbremse unterstützt 
werden. 

 Modernisierungsmaßnahmen, 
die über die Mindestanfor-
derungen der EnEV hinaus-
gehen, können versagt bzw. 
auf die Mindestanforderun-
gen reduziert werden. 

 Mieterberatung bei moder-
nisierungsbedingten Mieter-
höhungen (vorbehaltlich vor-
handener Finanzierung) ein-
setzen. 

Wohnungsum-
wandlungen und 
Wohnungs- 
verkäufe 

 Kontinuierliches Umwandlungsgeschehen 
anhand der Anzahl der erteilten Abge-
schlossenheitsbescheinigungen  

 Potenzial für Umwandlungen ist für rund 
53 % der Wohnungen noch gegeben 

 hohe Verkaufsquote von Eigentumswoh-
nungen, jeder zehnte Haushalt war von 
Eigentümerwechseln betroffen, vor allem 
in den letzten fünf Jahren 

 durchschnittliche Kaufpreise für Woh-
nungseigentum im Wiederverkauf um 
59 % gestiegen, hohe Gewinnmargen 
beim Wiederverkauf von Immobilien 

 Anreize zur Eigentumsbildung und zum 
Verkauf von Immobilien 

 Erhalt des Mietwohnungsan-
teils durch Versagung von 
Wohnungsumwandlungen 
und damit einhergehend 
auch Erhaltung eines gebiets-
typischen Ausstattungszu-
stands 

 Konkrete Steuerungswirkung 
für Wohneinheiten, die noch 
nicht in Wohneigentum um-

gewandelt worden sind  
Regelungsbereich der Um-
wandlungsverordnung Ba-
den-Württemberg 

Zweckentfrem-
dung 

 Zweckentfremdung im Gebiet vorhanden, 
nur bedingt quantifizierbar 

 hohe Anzahl an Nutzungsänderungen von 
Gewerbe in Wohnen belegt Nachfrage 
nach Wohnraum 

 Untersagung von Zweckent-
fremdung von Wohnraum für 
gewerbliche Zwecke 

 Regelungsbereich der 
Zweckentfremdungssatzung 
Stuttgart 

Quelle: LPG mbH, eigene Zusammenstellung 

                                                 
5 Die Quadrate stellen die Ausprägung/Einstufung zentraler Kennwerte dar. Die Pfeile stellen die Potenziale und/oder 

Schlussfolgerungen dar. 
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Tabelle 3: Zentrale Ergebnisse des Verdrängungspotenzials6 

Indikator Einschätzung 
Steuerungsmöglichkeiten des  

sozialen Erhaltungsrechts 

Haushalts-
struktur 

 Gemischte Bevölkerungsstruktur 

 überwiegend bedarfsgerechte Wohnungs-
belegung  

 Anteil an Einwohnerinnen und Einwohnern mit 
Migrationshintergrund beträgt 52 % 

 Veränderungen nach Zuzugsjahr: 

 kontinuierlicher Rückgang des Zuzugs 
von Haushalten mit einem Einkommen 
von unter 2.600 Euro 

 kontinuierlicher Anstieg des Zuzugs von 
Haushalten mit einem Einkommen von 
über 3.200 Euro 

 die Anzahl der kinderlosen Paare steigt 
an, der Anteil der insbesondere jüngeren 
Alleinlebenden geht zurück 

 im gesamtstädtischen Vergleich leicht erhöh-
tes Äquivalenzeinkommen und eine Armutsge-
fährdungsquote von 16 % 

 davon sind verschiedene Haushaltsformen 
und Haushaltstypen betroffen, haushaltsspezi-
fische Verdrängungsgefahr 

 rund ein Viertel der Haushalte mit einem 
monatlichem Netto-Haushaltseinkommen von 
unter 2.000 Euro 

 40 % der Haushalte haben eine hohe 
Warmmietbelastung von mindestens 30 %, 
weitere 17 % sind bereits nah an dieser 
Schwelle 

 davon sind besonders betroffen:  

 junge Erwachsene,  

 ältere Alleinlebende,  

 Alleinerziehende und Paare mit min-
derjährigen Kindern  

 Haushalte mit geringen und mittleren 
Einkommen 

 Erhaltung des Wohnungs-
schlüssels durch Versagung 
von Grundrissveränderun-
gen, Wohnungsteilungen 
oder -zusammenlegungen 

 Begrenzung von modernisie-
rungsbedingten Umlagen 
auf die Miete zur Erhaltung 
preisgünstigen Mietwohn-
raums bzw. zur Versorgung 
der Gebietsbevölkerung mit 
preisgünstigem Mietwohn-
raum 

 Erhaltung nachbarschaftli-
cher Strukturen und sozialer 
Netzwerke 

 Erhaltung der Nachfrage 
nach sozialer Infrastruktur 
durch den Schutz der Zu-
sammensetzung der Bevöl-
kerung 

Soziodemo-
grafische Se-
kundärdaten 

 Werte im Vergleich zum Stadtbezirk und zur 
Gesamtstadt stärker ausgeprägt 

 Rückgang der Kennwerte zwischen 2014 – 
2018 stärker als in der Gesamtstadt 

Gebietsbin-
dung 

 45 % der Haushalte sind in den letzten fünf 
Jahren in das Gebiet gezogen 

 Gebiet durch hohe Fluktuation gekennzeich-
net, „Ankommensquartier“ 

 Hohe Nutzungsintensität zielgruppenspezifi-
scher Angebote und Einrichtungen 

 dichtes Netz an sozialer Infrastruktur, öffentli-
che Förderung in bedarfsgerechte Versor-
gung durch Infrastruktur investiert 

Quelle: LPG mbH, eigene Zusammenstellung 

                                                 
6 Die Quadrate stellen die Ausprägung/Einstufung zentraler Kennwerte dar. Die Pfeile stellen die Potenziale und/oder 

Schlussfolgerungen dar. 
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3.3  Mögliche negative städtebauliche Folgewirkungen bei Nichterlass einer sozialen Erhal-

tungssatzung und Erhaltungsziele für das empfohlene soziale Erhaltungsgebiet  

Bei Nichterlass der sozialen Erhaltungssatzung gemäß § 172 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 BauGB mit 

den damit verbundenen Genehmigungsvorbehalten sind folgende teils erhebliche negative städtebauli-

che Folgen für das empfohlene soziale Erhaltungsgebiet Heslacher Tal zu erwarten, die durch eine Ver-

änderung der Zusammensetzung der Wohnbevölkerung entstehen. Aus der baulichen und soziodemo-

grafischen Struktur leiten sich in Kombination mit den zu erwartenden negativen städtebaulichen Aus-

wirkungen verschiedene Ziele für die Erhaltung der Zusammensetzung der Wohnbevölkerung ab. 

Verlust von Mietwohnraum: Das empfohlene soziale Erhaltungsgebiet Heslacher Tal ist durch privat-

wirtschaftliche Eigentumsformen dominiert. Zudem ist bereits ein hoher Anteil an Wohnungen in Eigentum 

umgewandelt. Die Entwicklung der erteilten Abgeschlossenheitsbescheinigungen und die steigenden 

Kaufpreise für Eigentumswohnungen und Wohnimmobilien belegen, dass das Gebiet weiterhin für die 

Eigentumsbildung attraktiv ist. Mit der Umwandlung in Eigentum ist mit der Schaffung zusätzlicher und 

wohnwerterhöhender Ausstattungsmerkmale zu rechnen. Durch die Modernisierungsumlage ist von stei-

genden Mietkosten auszugehen. Die betroffenen Mieterinnen und Mieter sind zudem in der Regel nicht 

in der Lage, die Wohnungen selbst zu kaufen. Die hohen Kaufpreise erhöhen zudem den Renditedruck, 

der sich bei einer weiteren Vermietung der Wohnung zusätzlich auf den Mietpreis auswirken kann. Der 

gründerzeitliche Wohnstandort ist aufgrund seiner Baustruktur und des preisgünstigen Mietniveaus im 

Wohnungsbestand attraktiv und trägt damit zur Versorgung von Mieterinnen und Mietern mit preisgüns-

tigem Mietwohnraum in zentraler Lage bei. Die Erhaltung des gegenwärtigen Wohnungsangebots nach 

Art und Maß, die Reglementierung der Umwandlung von Miet- in Eigentumswohnungen und die Unter-

sagung bestimmter baulicher Maßnahmen zum Abfedern modernisierungsbedingter Mieterhöhungen 

trägt dazu bei, preisgünstigen Mietwohnraum zur Versorgung der Gebietsbevölkerung zu erhalten und 

somit Segregationsprozessen entgegenzuwirken. 

  Erhaltungsziel: Sozial verträgliche Umsetzung von Modernisierungsvorhaben im Rahmen der 

bauordnungsrechtlichen und energetischen Mindestanforderungen sowie unter Wahrung der An-

forderungen an die Herstellung des gebietstypischen Ausstattungszustands. Information und Be-

ratung der Bewohnerinnen und Bewohner sowie der Eigentümerinnen und Eigentümer sind dafür 

notwendig. 

Verlust von bedarfsgerecht nachgefragter Infrastruktur: Mit einer Verdrängung einkommensschwacher 

und sozial benachteiligter Haushalte aus dem empfohlenen sozialen Erhaltungsgebiet Heslacher Tal sind 

städtebauliche Folgeprobleme in anderen Stadtquartieren möglich, da es zur Konzentration von sozia-

len und ökonomischen Problemen kommt, die zum Beispiel den Aufbau flankierender Infrastrukturen 

oder sozialer Einrichtungen durch zusätzliche öffentliche Investitionen nach sich ziehen. Insbesondere 

Haushalte mit Kindern sind auf unterstützende Angebote angewiesen, die im Untersuchungsgebiet be-

darfsgerecht, z. B. durch die Kitas und Schulen, aber auch angrenzende Einrichtungen wie dem Genera-

tionenhaus Heslach, dem Mütterzentrum oder dem neuen Jugendhaus Süd mit Stadtteilbibliothek bereit-

gestellt werden. Mit dem Jugendhaus Süd wurde eine erhebliche öffentliche Investition im Stadtteil ge-

tätigt, die eine Lücke in der Versorgung von Kindern und Jugendlichen schließt. Damit wurde konkret 

auf die Bedarfe im Stadtteil reagiert. Darüber hinaus wird auch in das Generationenhaus Heslach 
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durch eine kommunale Kofinanzierung gezielt investiert. Eine Verdrängung der Familien, die besonders 

auf diese Angebote angewiesen sind, konterkariert die öffentlichen Investitionen am Standort. Ein 

Wegzug der Familien aus ökonomischen Gründen würde die Nachfrage vor Ort schwächen und die 

nachgefragte Infrastrukturen müssten andernorts neu aufgebaut werden. 

  Erhaltungsziel: Erhaltung einer auf die Bedarfe der Bewohnerinnen und Bewohner abgestimm-

ten sozialen Infrastruktur im Stadtteil und der Umgebung. 

Verlust der sozialen Mischung im Gebiet: Das Gebiet ist durch eine vielfältige Zusammensetzung der 

Wohnbevölkerung im Hinblick auf Einkommen, Bildungsgrad, Herkunft, Wohndauer, Haushaltsform und 

Haushaltsgröße gekennzeichnet. Dies ist ein Zeichen für eine breite soziale Mischung. Das Quartier fun-

giert zudem als „Ankommensquartier“ für junge Erwachsene. Eine Veränderung der soziodemografi-

schen Zusammensetzung der Wohnbevölkerung und eine ungesteuerte Aufwertung des Wohnungsbe-

stands begünstigen Verdrängungsprozesse, die aufgrund des gruppenspezifischen Verdrängungspoten-

zials zu erwarten sind.  

 Erhaltungsziel: Erhaltung der gegenwärtigen Struktur des Wohnungsangebots, um vielfältige 

Wohnformen für verschiedene Haushalts- und Einkommenstypen zu sichern und die bedarfsge-

rechte Versorgung der Quartiersbevölkerung durch Versagung von Wohnungsteilungen und  

-zusammenlegungen sowie Grundrissänderungen zu gewährleisten. Dazu gehört auch die Erhal-

tung der städtebaulichen Strukturen durch Untersagung des Rückbaus von Wohngebäuden. 

Verschärfung von Verkehrs- und Stellplatzproblemen: 57 % der Haushalte verfügen über mindestens 

ein Auto. Der Motorisierungsgrad der Wohnbevölkerung ist in den vergangenen Jahren angestiegen. 

Durch den Zuzug einkommensstärkerer Haushalte mit einem höheren Motorisierungsgrad können sich die 

bereits gegenwärtig feststellbaren Verkehrs- und Stellplatzprobleme im Quartier weiter verschärfen. 

Die Parkplatz- und Verkehrssituation wird im Gebiet bereits jetzt als negativ wahrgenommen. Die Ver-

pflichtung zur Schaffung neuer zur Wohnung gehöriger Stellplatzanlagen wurde durch die „Satzung 

über die Ermittlung der Anzahl baurechtlich notwendiger Kfz-Stellplätze für Wohnungen im Stadtgebiet 

der Landeshauptstadt Stuttgart“ im Juli 2020 eingeschränkt. 

  Erhaltungsziel: Förderung der Fuß- und Fahrradinfrastruktur sowie Stärkung des ÖPNV zur 

Reduzierung des Anteils des motorisierten Individualverkehrs am Modal Split. Die Schaffung von 

zur Wohnung gehörigen Stellplatzanlagen ist zu untersagen, wenn die Wohnung nur zusammen 

mit dem Stellplatz angeboten und vermietet wird, da sich somit die Mietkosten der Wohnung 

erhöhen können. 

Insgesamt sind die negativen städtebaulichen Auswirkungen einer Veränderung der Zusammensetzung 

der Wohnbevölkerung auf den Umfang und die bedarfsgerechte Ausstattung der Wohnungen, auf den 

städtebaulichen Charakter, die Infrastrukturauslastung sowie sozialräumliche Gebietsstrukturen als er-

heblich einzuschätzen. 

Im empfohlenen sozialen Erhaltungsgebiet Heslacher Tal werden daher Maßnahmen vorgeschlagen, um 

Veränderungsprozesse soweit zu begrenzen, dass ihre Auswirkungen gesteuert werden können. Die 

soziale Erhaltungssatzung ist das geeignete städtebauliche Instrument dafür, dass die Dynamik ge-
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dämpft und ein aus stadtplanerischer Sicht adäquater behutsamer und allmählicher Wandel ermöglicht 

wird. Bauliche Maßnahmen, die in Art und Umfang auf die Bevölkerung zugeschnitten sind, bleiben 

weiterhin zulässig. 

3.4 Durchsetzung des sozialen Erhaltungsrechts 

Ziel der sozialen Erhaltungssatzung ist es, in deren Geltungsbereich die Zusammensetzung der Wohn-

bevölkerung zu erhalten. Den in einem intakten Gebiet wohnenden Menschen soll der Bestand der Um-

gebung gesichert und so die Bevölkerungsstruktur in einem bestimmten Ortsteil vor unerwünschten Ver-

änderungen geschützt werden. Daher dürfen geplante Maßnahmen vorhandenen Wohnraum nicht der-

art verändern, dass er für die im Gebiet ansässige Wohnbevölkerung nicht mehr geeignet ist. Entschei-

dend sind die Auswirkungen auf den Bestand, die Größe und die Ausstattung des vorhandenen Wohn-

raums. 

Es besteht ein Steuerungserfordernis hinsichtlich der Erhaltung des Wohnraumangebots, der Durchfüh-

rung energetischer Sanierungsmaßnahmen, der Regulierung von Modernisierungsmaßnahmen sowie 

hinsichtlich der Umwandlung von Miet- in Eigentumswohnungen, der Zweckentfremdung von Wohnraum 

und des spekulativen Umgangs mit Wohnraum. Um die Durchsetzung des sozialen Erhaltungsrechts im 

empfohlenen sozialen Erhaltungsgebiet zu gewährleisten, werden der Rückbau, die Änderung und Nut-

zungsänderung baulicher Anlagen über Genehmigungskriterien bzw. ergänzende Regelungsbereiche 

gesteuert. 

Die positiven Anwendungserfahrungen des sozialen Erhaltungsrechts aus anderen deutschen Großstäd-

ten belegen, dass eine unabhängige Mieterberatung zum wirkungsvollen Einsatz des sozialen Erhal-

tungsrechts auf der lokalen Ebene beiträgt. Die gezielte Information der Mieterinnen und Mieter und 

die Bereitstellung von qualifizierten Beratungsangeboten sind für das Erreichen der Schutzziele vorteil-

haft. Die Beauftragung einer externen Mieterberatung wird durch die Gutachter für das Gebiet Hesla-

cher Tal empfohlen. 

Im Untersuchungsgebiet überlagern sich teilräumlich die Belange städtebaulicher Erhaltungssatzungen 

gemäß § 172 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 BauGB mit dem empfohlenen sozialen Erhaltungsgebiet Hes-

lacher Tal (vgl. Kapitel 3.1 in der Langfassung des Gutachtens). Die Regelungsbereiche der städtebau-

lichen Erhaltungssatzung erweitern das Genehmigungsspektrum des sozialen Erhaltungsrechtes wesent-

lich. Besondere Bedeutung können die städtebaulichen Belange im Hinblick auf die Themen Anbau von 

Aufzügen und Balkonen, Veränderung von Grundrissen bzw. der Wohnungsstruktur sowie energetische 

Sanierung entfalten, die über den Regelungsbereich des sozialen Erhaltungsrechts hinausgehen können. 

Auf der anderen Seite kann das soziale Erhaltungsrecht vor allem im Hinblick auf Änderungen im Ge-

bäudeinneren und der straßenabgewandten Gebäudeseite sowie zur Nutzung des Vorkaufsrechts und 

zur Anwendung der Umwandlungsverordnung ergänzende Wirkung entfalten. Somit wird der Wir-

kungsgrad zur Erreichung der folgenden Ziele in den betroffenen Wohnblöcken erhöht: 

 Erhaltung besonders schutzwürdiger Bausubstanz 

 Erhaltung des Stadt- und Ortsbilds 

 Erhaltung der Zusammensetzung der Wohnbevölkerung 
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3.5 Überprüfung der sozialen Erhaltungssatzung 

Eine soziale Erhaltungssatzung ist gemäß § 172 BauGB zeitlich nicht zu fixieren. Sie wird erst aufgeho-

ben, „wenn entweder der Schutz vor Verdrängung nachhaltig garantiert ist, oder die Verdrängung 

stattgefunden hat und damit das Ziel nicht mehr erreichbar ist.“7 Nach dem Satzungserlass sind die 

erhobenen Daten regelmäßig zu überprüfen, um die weitere Aufrechterhaltung der Satzung zu recht-

fertigen. In der Stadt München wird alle fünf Jahre eine Überprüfung der Indikatoren und Datensätze 

vorgenommen, um Veränderungen in der Bevölkerungszusammensetzung zu messen.8 Auch in der Ver-

waltungspraxis des Landes Berlin werden soziale Erhaltungsgebiete ca. alle fünf Jahre überprüft. Die 

Landeshauptstadt Stuttgart verfährt nach ähnlichem Verfahren im sozialen Erhaltungsgebiet „Nord-

bahnhof-, Mittnacht- und Rosensteinstraße“.9 Es wird daher vorgeschlagen, die Anwendungsvorausset-

zungen der sozialen Erhaltungssatzung in ca. fünf Jahren in geeigneter Form zu überprüfen (sog. Nach-

untersuchung). 

                                                 
7 Tietzsch, Der Schutz der Gebietsbevölkerung im Sanierungsgebiet, Rechtsgutachten, Berlin 1995, S. 17. 
8 VG München, M 8 K 91.3720, 01.03.1993. 
9 Landeshauptstadt Stuttgart, Referat Städtebau, Wohnen und Umwelt, GRDrs 23/2020, S. 2. 


